
Auszug aus dem Koalitionsvertrag des zukünftigen rot-grünen Senats:

Erinnerungskultur

Nach der erfolgreichen Verselbstständigung und Stärkung der KZ-Gedenkstätte Neuengamme in 
einer öffentlich-rechtlichen Stiftung wird das erinnerungspolitische Konzept der Stadt 
weiterentwickelt und dabei die stark gewachsene Zahl an Lern- und Gedenkorten besser 
miteinander vernetzt. Bei der Konzeptentwicklung im Bereich der Erinnerungskultur sollen Impulse 
von zivilgesellschaftlichen Gruppen einbezogen werden.

Wir unterstützen die Stiftung bei ihrer wichtigen Arbeit, nationalsozialistische Verbrechen und 
deren dramatische Folgen zu erforschen und damit das Bewusstsein für die dunklen Seiten 
unserer Stadtgeschichte zu stärken. Die umfassende Vermittlungsarbeit in verschiedenen 
Gedenkstätten und Lernorten bildet die Grundlage für ein kritisches Geschichtsbewusstsein und 
stärkt das demokratische Denken und Handeln.

Eine besondere Bedeutung hat der Aufbau des Dokumentationszentrums Hannoverscher Bahnhof,
in dem neue Formen der Ansprache und pädagogischen Vermittlung für jüngere und diversere 
Besucher*innen entwickelt und ausprobiert werden sollen. Darüber hinaus werden wir die 
Gedenkorte in der Schule am Bullenhuser Damm, im Lagerhaus G am Dessauer Ufer und in der 
JVA Fuhlsbüttel entwickeln. Hier besteht die einmalige Chance, an einem historischen Ort in der 
Stadt an die Gräueltaten des NS-Regimes zu erinnern und eine zentrale Gedenkstätte des 

Widerstands zu schaffen. Auch die Unterstützung des neuen Geschichtsorts „Stadthaus“ gehört zu
den Aufgaben der Stiftung Hamburger Gedenkstätten. Insbesondere der 8. Mai hat für uns als Tag 
der Befreiung und als Mahnung an die Gesellschaft, im Kampf gegen rechte Gewalt nicht 
nachzulassen, eine große Bedeutung.

Innerhalb der Kolonialzeit wurden schwere Verbrechen begangen und ganze Kontinente 

ausgebeutet – mit Folgen, die heute noch zu spüren sind. Daraus erwächst die Verantwortung, das
koloniale Erbe der Stadt weiter aufzuarbeiten. Gemeinsam sollen Zivilgesellschaft, Wissenschaft, 
Politik und Wirtschaft ein tragfähiges postkoloniales Erinnerungskonzept für die Stadt und ihre 
historische Verantwortung erarbeiten.

Wir realisieren gemeinsam mit den beteiligten Initiativen ein Denkmal für die sexuelle Vielfalt in 
Hamburg.

Um das Angebot in der Geschichts- und Familienforschung weiter zu verbessern, soll das 
Staatsarchiv gestärkt werden.
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